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Bereits zum 1. August 2002 wurden wichtige Änderungen im Schadenersatzrecht wirksam:

1.
Schmerzensgeld ("eine billige Entschädigung mit Geld" - wie der Gesetzgeber dies nennt) kann nunmehr nicht nur bei Vorliegen einer unerlaubten Handlung, sondern auch bei einer vertraglichen Haftung oder bei der sogenannten Gefährdungshaftung verlangt werden, sofern Ersatzansprüche für Verletzungen des Körpers, der Gesundheit, der Freiheit oder der sexuellen Selbstbestimmung geltend gemacht werden.

Im Bereich des Arbeitsrechts kann dies in unterschiedlichem Maße zum Tragen kommen. Z.B. war es in der Vergangenheit so, dass bei Mobbing die Arbeitnehmer gegen den Arbeitgeber lediglich einen Anspruch auf Schadenersatz hatten. Der Schaden musste konkret dargelegt und bewiesen werden. In Betracht kam zum Beispiel die Forderung einer monatlichen Rente, weil aufgrund des Mobbings der Arbeitnehmer erwerbsunfähig wurde, Erwerbsgemindertenrente bezog und dadurch erhebliche finanzielle Nachteile erlitt. Die Differenz zu seinem monatlichen Nettoeinkommen konnte eingeklagt werden. Nunmehr kann darüber hinaus auch Schmerzensgeld beansprucht werden. Der Nachweis eines exakten finanziellen Nachteils ist hierfür nicht erforderlich.

Denkbar ist auch ein Schmerzensgeldanspruch gegen den Arbeitgeber, wenn dieser Nebenpflichten aus dem Arbeitsvertrag verletzte und es dazu zu einer Gesundheitsbeschädigung des Arbeitnehmers kam.

Bislang konnte der Arbeitgeber sich darauf berufen, dass der Schaden durch jemanden verursacht wurde (z.B. eine Führungskraft), den er sorgfältig ausgewählt hatte und der sich bislang niemals etwas hat zu schulden kommen lassen. Diese Argumentation ist durch die Änderung im Schadenersatzrecht nicht mehr möglich. Der Arbeitgeber muss sich das Verhalten seiner Arbeitnehmer einschließlich der Führungskräfte immer zurechnen lassen.

2.
Eine weitere bedeutende Änderung im Schadenersatzrecht liegt darin, dass Kinder zwischen 7 und 10 Jahren für Schäden, die sie anderen bei Unfällen mit Kraftfahrzeugen, Schienen - oder Schwebebahnen zufügen, nicht mehr verantwortlich sind. Dies gilt allerdings nicht, wenn sie vorsätzlich handelten. Damit wollte der Gesetzgeber erreichen, dass Kinder unter 10 Jahren, die Opfer eines Straßenverkehrsunfalls werden, kein Mitverschulden mehr vorgeworfen werden kann, das zu einer Reduzierung ihres Schadenersatzanspruches führt.

In der Vergangenheit war es oftmals so, dass Autofahrer, die ein Kind anfuhren, sich darauf beriefen, dieses hätte durch sein impulsives Verhalten im Straßenverkehr zum Unfall beigetragen. Diese Argumentation ist nun nicht mehr möglich. Dem entspricht auch eine Änderung im Straßenverkehrsgesetz, nach der dem Autofahrer das Risiko für einen Unfall mit einem Kind unter zehn Jahren selbst dann zuweist, wenn das Kind sich derart grob verkehrswidrig verhält, dass selbst ein ideale Fahrer nicht mehr ausweichen kann. Der Gesetzgeber wollte mit dieser Änderung dem tatsächlichen Entwicklungsstand der unter 10-jährigen Kinder entsprechenden, die erfahrungsgemäß noch nicht in der Lage sind, sich im Straßenverkehr in jeder Situation richtig zu verhalten.

3.
Weitere Änderungen im Schadenersatzrecht betreffen die Haftung für Arzneimittel, die Haftung von gerichtlich bestellten Sachverständigen für unrichtige Gutachten, die Abrechnungsmodalitäten sowie die Haftung des Halters eines Kfz-Anhängers. Diese Änderungen werden nach unserer Einschätzung hier im konkreten Schadenfall irrelevant werden, weswegen eine detaillierte Darstellung hier unterbleiben kann.
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